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Das Informations- und Beteiligungsportal Höchstspannend.de ist vor dem Hintergrund der Energiewen-
de und des in deren Zusammenhang eingeleiteten Stromnetzausbaus entstanden. Der vorliegende Arti-
kel erläutert zunächst kurz die Rahmenbedingungen und erklärt die beim Netzausbau vorgeschriebenen 
Beteiligungsverfahren, bevor das Projekt Höchstspannend selbst vorgestellt wird. Abschließend werden 
Überlegungen darüber angestellt, wie im Bereich Netzausbau Online-Beteiligungsverfahren sinnvoll ein-
gesetzt werden könnten. 

  

 

Abb. 1: Die Startseite des Internetportals Höchstspannend.de 



 

Im Jahr 2011 beschließt die Bundesregierung als direkte Reaktion auf die Reaktorkatastrophe in Fukushi-
ma/Japan den Ausstieg aus der Atomenergie bis 2022. Bereits im Laufe desselben Jahres werden acht deutsche 
Atomkraftwerke vom Netz genommen. Die übrigen Kernkraftwerke sollen bis 2022 abgeschaltet werden. Der 
Strom wird zukünftig überwiegend aus erneuerbaren Quellen statt aus fossilen Energieträgern gewonnen 
werden. Kombiniert mit einer Steigerung der Energieeffizienz wird eine Erhöhung des Anteils der Erneuerbaren 
auf mindestens 80 Prozent bis zum Jahr 2050 angestrebt (vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 2012, S. 11). Die deutsche Gesellschaft stand der Entscheidung zur Energiewende im Jahr 
2011 noch größtenteils positiv gegenüber. Laut TNS Infratest unterstützten 94 % der Deutschen den Ausbau der 
erneuerbaren Energien (vgl. Agentur für Erneuerbare Energien 2011).  

Der Ausbau regenerativer Energie erfolgt momentan in besonders hohem Maße bei der Windenergie. Diese 
macht zum gegenwärtigen Zeitpunkt 8,1 Prozent am deutschen Gesamtenergieverbrauch aus (vgl. Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 2012, S. 14). Tendenz steigend: Die Energieerzeuger 
investieren massiv in Windkraftanlagen. Besonders vor und an den Küsten der Nord- und Ostsee lohnt sich die 
Stromerzeugung aus Wind.  

Die Herausforderungen bei der Umstellung auf erneuerbare Energien liegen allerdings weniger bei der Erzeu-
gung, als vielmehr beim Transport und der Speicherung. Während der Strom bei Kohle- und Atomkraft verteilt 
in ganz Deutschland erzeugt wurde – er also keine größeren Strecken zurücklegen musste – wird der Strom aus 
Windkraft vor allem im Norden erzeugt. Anschließend muss er zu den großen Industriestandorten in Süd-
deutschland transportiert werden, die jetzt ohne den vor Ort produzierten Atomstrom auskommen müssen. 
Dabei offenbart sich das Stromnetz – insbesondere das für die Übertragung über größere Strecken angelegte 
380kV-Höchstspannungsnetz – als Nadelöhr. An dessen Ausbau und Anpassung an die neuen Bedingungen 
arbeiten die vier Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB): TransnetBW in Baden-Württemberg, Amprion im Westen 
Deutschlands, 50Hertz im Osten und TenneT TSO im Norden sowie im Süden. Im Mai diesen Jahres legten die 
ÜNB den Netzentwicklungsplan (NEP) Strom vor, der 3.800 Kilometer neuer 380kV-Stromleitungen ausweist, 
die zur Erreichung der Ziele der Energiewende innerhalb der nächsten zehn Jahre gebaut werden sollen.  

Allerdings hat der Bau von Höchstspannungsleitungen meist erhebliche Auswirkungen auf die Menschen und 
die Natur in der Nähe der Baumaßnahmen. Die über 50 Meter hohen 380kV-Strommasten und die bis zu 100 
Meter breiten Schneisen greifen in hohem Maße in das Landschaftsbild und damit in das Leben der Menschen 
ein. Die Tourismusindustrie beklagt den Verlust von Besuchern, Anwohner befürchten gesundheitliche Proble-
me. Die Betroffenen möchten an der Planung und der Entscheidungsfindung mitwirken. Das belegen zahlrei-
che Erhebungen, auch dass die Befragten sich über Planungsvorhaben nicht ausreichend informiert fühlen (vgl. 
Herbert Quandt-Stiftung 2012, S. 1; vgl. TNS Emnid 2012, S. 4). Als Folge der fehlenden Mitsprachemöglichkeiten 
formiert sich vor allem auf lokaler Ebene Protest gegen die Strommasten.  

Allerdings ist Beteiligung an Planungsprozessen sogar gesetzlich vorgeschrieben. Im Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfG) sind zwei Beteiligungsverfahren festgeschrieben, die bei Vorhaben des Netzausbaus greifen: 
Die Raumordnung und die Planfeststellung. Im Raumordnungsverfahren (ROV) legen die Projektträger – hier 
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die Stromnetzbetreiber – zunächst den betroffenen Organisationen und Institutionen (u.a. Behörden, Natur-
schutzverbände und Unternehmen) mehrere alternative Vorschläge zur Trassenführung (Korridore) vor. Diese 
sog. »Träger öffentlicher Belange« (TöB) nehmen dazu schriftlich Stellung. Die Stellungnahmen werden von den 
Planer/innen diskutiert und bewertet. Die Alternative mit den geringsten Auswirkungen auf Mensch und Natur 
und der besten Vereinbarkeit mit der weiteren Landesplanung wird von der verfahrenstragenden Behörde aus-
gewählt. Der ausgewählte Trassenkorridor geht anschließend in das Planfeststellungsverfahren zur Feinpla-
nung des Vorhabens.  

Der Detailgrad ist in diesem Stadium bereits hoch, d.h. der genaue Verlauf und die Standorte der Strommasten 
sind bereits definiert. Wiederum werden die TöB angehört und nun wird auch die Öffentlichkeit einbezogen. 
Die Planungsunterlagen liegen für etwa einen Monat öffentlich in den Ämtern der betroffenen Gemeinden aus. 
Jeder kann sie einsehen und schriftlich Bedenken gegenüber der Planung äußern. Die vorgebrachten Stellung-
nahmen werden letztlich von den Planer/innen abgewogen und entsprechende Änderungen eingeleitet oder 
abgelehnt. Das Planfeststellungsverfahren endet mit der Baugenehmigung.  

Wie oben beschrieben, ist die Beteiligung der TöB und der Bürger/innen in Form von Raumordnung und Plan-
feststellung gesetzlich verankert. Allerdings ist das Beteiligungsverfahren alles andere als frei von Zugangshür-
den. Die meist sehr umfangreichen und komplizierten Planungsunterlagen liegen für vier Wochen zur Einsicht 
in der planenden Behörde oder im Rathaus aus. Interessierte Bürger/innen müssen diese aufsuchen und dabei 
Öffnungszeiten einhalten – was sich für Berufstätige als durchaus schwierig erweisen kann. In vielen Fällen 
erfahren Interessierte gar nicht erst von der Möglichkeit, sich zu beteiligen, denn für die Bekanntmachung wird 
üblicherweise wenig Aufwand betrieben. Es ergibt sich also eine Reihe von Hürden, die in den meisten Fällen 
für geringe Beteiligungsquoten sorgt.  

Die grundlegendste Form der politischen Beteiligung und gleichzeitig die Grundlage für alle anderen Partizipa-
tionsformen, ist die Möglichkeit, sich zu informieren. Eine qualifizierte Beteiligung setzt voraus, dass die betei-
ligten Akteure der Öffentlichkeit einen angemessenen Zugriff auf Wissen und Information einen Planungspro-
zess betreffend ermöglichen. 

 Reicht es aus, wenn Akten in Behörden zwar prinzipiell zugänglich sind, der Aufwand des Zugangs aber so 
hoch ist, dass ihn kaum jemand auf sich nimmt? 

 Ist es zeitgemäß, wenn relevante Unterlagen – etwa Planunterlagen, Gutachten oder Stellungnahmen – als 
Akten in einer Behörde liegen oder unstrukturiert im PDF-Format »irgendwo« auf den Servern von Behör-
den oder Netzbetreibern abgelegt werden? 

 Kann von Öffentlichkeitsbeteiligung gesprochen werden, wenn kaum Aufwand betrieben wird, die Öffen-
tlichkeit über das Verfahren zu informieren? 

Im Internet können große Datenmengen rund um die Uhr vorgehalten werden, um einen zeit- und ortsunab-
hängigen Zugang zu Informationen zu ermöglichen. Inhaltselemente lassen sich über einzelne Websites und 
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Dienste hinweg verknüpfen und mit Visualisierungen die Rezeption und das Verständnis auch komplexer Zu-
sammenhänge erleichtern. Interessierten kann auf diese Weise ein umfassenderes Bild einer politischen Ent-
scheidung oder eines Planungsvorhabens geboten werden, als dies auf »analogem« Wege möglich wäre.  

Ein solcher Ansatz wird mit dem im Mai 2012 gestarteten Projekt Höchstspannend verfolgt. Es bildet einen zent-
ralen Anlaufpunkt zum Thema Netzausbau, indem relevante Informationen zu einzelnen Stromtrassen auf der 
Internetplattform Höchstspannend.de zusammengeführt werden. In einer interaktiven Karte werden alle Tras-
senvorhaben Deutschlands einzeln erfasst und über Suchfunktionen zugänglich gemacht. Die sonst schwer 
aufzufindenden Informationen über Öffentlichkeitsbeteiligungen an Planungsprozessen werden auf Höchst-
spannend.de für die einzelnen Stromtrassen bereitgestellt.  

Die im Netz verstreuten Artikel auf News-Portalen, den Websites von Netzbetreibern, wissenschaftlichen Ein-
richtungen und Bürgerinitiativen werden thematisch erfasst und mit einzelnen Stromtrassen verknüpft. Alle 
Informationen werden in der interaktiven Karte zusammengeführt und können umfassend und nutzerfreund-
lich recherchiert werden. Das Höchstspannend-Team arbeitet momentan daran, die interaktive Karte auch für 
andere Websites verfügbar zu machen. Die Kartenanwendung selbst und alle enthaltenen Informationen wer-
den so in Kürze auch zur Einbettung auf anderen Websites bereitgestellt.  

Höchstspannend ist ein neutraler Vermittler zwischen den Akteuren aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft. Es wird ein ausgewogenes Bild der Themen Netzausbau und Energiewende geliefert und den 
Besuchern der Plattform die Möglichkeit zur eigenen Meinungsbildung gegeben. Lediglich im Blog werden 
Meinungen und Kommentare veröffentlicht, jedoch wird keiner der am Netzausbau beteiligten Akteure bevor-
zugt oder ausgeschlossen. Im Blog werden zudem einmal wöchentlich die Ereignisse der Energiewende in der 
Presseschau zusammengefasst.  

Das Internet als Medium zur Wissensvermittlung und als Raum für Kommunikation und Dialog ist im Bereich 
des Netzausbaus noch weitgehend ungenutzt. Auch Höchstspannend.de ist  momentan noch vorwiegend eine 
Informationsplattform. Dialogfunktionen bieten nur das Blog sowie die Profile bei Twitter, Facebook und 
Google Plus. Allerdings bieten sich gerade Online-Dialogformate beim überregionalen Stromnetzausbau an. Sie 
haben eine potenziell sehr hohe Reichweite und können bereits früh in Planungsvorhaben eingesetzt werden. 
Stimmungsbilder und Streitpunkte können so erfasst und mit allen Akteuren mögliche Alternativen online 
diskutiert und erarbeitet werden. 
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Abb. 2: Die interaktive Karte auf den Seiten von Höchstspannend.de 

Die Bereitstellung sämtlicher Planungsunterlagen im Netz sollte die Regel sein – idealer weise in strukturierter 
maschinenlesbarer Form, die eine Weiterverwendung erleichtert . Längerfristig wäre die internetbasierte 
Durchführung von Raumordnung und Planfeststellung  ein großer Fortschritt. Dies würde die formellen Beteili-
gungsinstrumente beleben und einige der oben beschriebenen Beteiligungshürden senken. 

Einen ersten Schritt haben im Juli 2012 die vier Netzbetreiber unternommen, indem sie den Netzentwicklungs-
plan für mehrere Wochen online zur Konsultation gestellt haben. Registrierte Nutzerinnen und Nutzer konnten 
für mehrere Wochen über ein Online-Formular Stellungnahmen einreichen. Diese wurden nicht direkt veröf-
fentlicht, sondern erst nach einigen Wochen freigegeben. Der Schritt der Netzbetreiber, die Konsultation online 
durchzuführen, ist grundsätzlich zu begrüßen, allerdings wurden in dem Verfahren gleich mehrere Kriterien 
guter Bürgerbeteiligung missachtet. Der Bekanntheitsgrad des Verfahrens war gering, entsprechend schwach 
fiel die Beteiligung aus (vgl. Koch 2012). Die Informationen auf der Website waren nicht optimal aufbereitet – 
der fast 200-seitige NEP wurde als Grundlage im PDF-Format angeboten. Der Umstand, dass Stellungnahmen 
nicht direkt veröffentlicht  wurden, wirkte intransparent. 

Vom 6. September bis 2. November stehen der (überarbeitete) NEP und der Umweltbericht der Bundesnetz-
agentur (BNetzA) zur Konsultation. Die Auslegung erfolgt bei der BNetzA in Bonn. Stellungnahmen können vor 
Ort, per Post und per E-Mail eingereicht werden. Ein diskursives (Online-)Verfahren ist auch bei dieser Beteili-
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gung nicht vorgesehen. Im September und Oktober veranstaltet die BNetzA zudem in sechs deutschen Städten 
Informationstage. Leider scheint eine zeitgemäße Online-Begleitung der Veranstaltungen – z.B. die Übertra-
gung per Live-Stream – zu fehlen. Es bleibt abzuwarten, ob die beteiligten Akteure – insbesondere die ÜNB, die 
BNetzA und die beteiligten Ministerien – in Zukunft mehr auf Internetkommunikation setzen werden. 

 

Hinweis 

Der Artikel ist zuerst erschienen im eNewsletter des Netzwerks Bürgerbeteiligung (Ausgabe 3/2012). 

http://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/themen-diskurse/newsletter/enewsletter-2012/enewsletter-nr-
32012/  
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